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Herr Neubauer, Sie sind vor einerWo-
che aus der SPD ausgetreten, aber dann
füüf r die Öffentlichkeit quasi „abge-
taucht“.

Ich bin nicht abgetaucht, sondern arbeite
nur gelegentlich auchmal (lacht).

Haben Sie die Aufreguug ng um Ihre Per-
son nach dem Partei-Austritt inzwiiw -
schen „verdaut“? Oder ist Ihnen das im-
mer noch fremd, was da passiert ist?

Ich verstehe es tatsächlich wirklich nicht.
Es war eine persönliche Entscheidung. Ich
habe meinen Schritt begründet. Aber ich
wollte gar nicht, dass so öffff entlich darüber
diskutiert wird.Wennman dann aber ganz
viel über sich zu lesen bekommt, muss
man eben auch irgendwann dazu etwwt as sa-
gen. Ich wüüw rde mir wüüw nschen, dass wir
endlich über Inhalte und die Gründe reden
und nicht über eine Person. Fakt ist, dass
ich mir das guug t überlegt habe. Und Fakt ist
auch, dass die positiven Reaktionen auf
meine Entscheidung überwwr iegen. Es gibt
auch viele Gesprächsangebote von inner-
halb der SPD, von Leuten, die mir gesagt
oder geschrieben haben, dass es ihnen ge-
nauso ergehe, dass sie kurz davor stünden,
die Partei zu verlassen. Dass sie mich ver-
stehen können. Das hat mich tatsächlich
überrascht.

Was war füüf r Sie der entscheidende
Gruur nd, die SPD zu verlassen?

Ich werbe schon länger dafüüf r, dass wir uns
nicht immer wieder rausreden. Wir sind
als Partei an der Bundesregierung und auch
an der Regierung in Sachsen beteiligt. Aber
wir tun ganz gernemal so, dass es ja schade
ist, was da alles so in Berlin entschieden
wird – aber das hat mit uns irgendwie
nichts zu tun. Denn: Wir haben hier ja ge-
kämpfttf . Das hätte ich dann gerne ein biss-
chen präziser.

Haben die beiden SPD-Minister in der
Landesregieruur ng Sie nicht genügend
unterstützt?

Doch. Vor allem Petra Köpping hat es mas-
siv betrieben, dass wir überhaupt eine
Chance füüf r Modellprojekte in die Verord-
nung hineinbekommen haben. Trotzdem
gibt es da einen Kontext: Auf Bundesebene
beschließen wir einen bundesweiten Lock-
down, den ich persönlich nach wie vor
nicht als Mehrwwr ert empfiif nde. Wir schrei-
ben doch auf Bundesebene nur fest, was
wir auf Landesebene längst versuchen.

Sie sindmassiv enttäuscht, dass damit
auch das Modellprojekt in Auguug stus-
burg beendet werdenmusste?

Ich hätte mich gefreut, wenn man ein biss-
chenmehr darüber nachgedacht hätte, wie
wichtig solche Modelle sind, statt es ein-
fach so wegzuwischen. Aber ich sage es
noch mal: Ich bin jetzt nicht wie ein belei-
digtes Kind, dem man das Förmchen weg-
genommen hat. Das war nur der Baustein
einer ziemlich langen Kette.

Womit begann die Kette?
Es begann schon bei den Koalitionsver-
handlungen, eigentlich schon am Wahl-
abend. AllA s wir das schlechte Ergebnis ein-
gefahren hatten, aber am Abend schon
wieder darüber gesprochen haben, dass
wir doch die beste SPD der Welt sind. Da
wuuw rde mir schon klar, dass wir relativ we-
nig darüber reden werden, was eigentlich
dazu füüf hrt, dass uns immer sowenigeMen-
schen wählen. Dann sind wir mit einem
recht lauen Rückenwind in die Koalitions-
verhandlungen gegangen und hatten dann

eben auch nicht das Gewicht, das man
brauchte, um Forderungen zu stellen.

Wäre es besser gewesen, wenn die SPD
nicht in diese Koalition gegangen wäre?

Ich hätte mich damals gefreut, wenn man
den Mut gehabt hätte zu sagen: „Nein, wir
sind jetzt nicht interessiert daran, in eine
Regierung zu gehen.“ Wenngleich ich
weiß, dass es damals eine schwierige Situa-
tion war im Land. Aber das ist so ein biss-
chen ein Sterben auf Raten. Die Entschei-
dungen, im Bund in eine Koalition zu ge-
hen, obwohl man das kategorisch ausge-
schlossen hatte, sowie die Entscheidung,
hier trotz desWahlergebnisses in eine Koa-
lition einzutreten – das war beides nicht
von Vorteil. In den Koalitionsverhandlun-
gen Dinge zu besprechen, letztlich aber
nicht die Krafttf zu haben, sie umzusetzen
oder etwwt as zu formulieren, was sich letzt-
lich dann doch nicht umsetzen lässt – wie
beispielsweise beim Thema Digitalisierung
– das halte ich füüf r eine RiiR esen-Katastrophe,
was hier im Land passiert. Aber dann nicht
mehr darüber zu reden und so zu tun, als
wäre alles guug t – das ist nichtmeinDing. Das
muss sich ändern. Das kann auch jeder füüf r
sich entscheiden. Aber ich persönlich habe
füüf r mich die Entscheidung getroffff en, dass
ich das nichtmehrmittragen kann.

Sie sind erst 2017 in die SPD eingetre-
ten. Sind Sie überhaupt jemals dort
richtig angekommen?

Eswar füüf rmich schon eine Ehre, damals an
den Koalitionsverhandlungen mitwwt irken
zu dürfen. Aber auf der anderen Seite hat es
mich auch ernüchtert. Ich bin da ein relativ
konsequenter Typpy . Ich fiif nde, dass die Poli-
tik schon ein wenig darunter leidet, dass
wir da schon immer ein wenig „rumeiern“.
Wir müssten alle endlich miteinander wie-
der klarer reden, aber scheuen ja schon die
Anwendung vonHauptsätzen.

Aber haben Sie nicht die Sorge, dass Sie
mit Ihrer Entscheidung zum Partei-Aus-
tritt ausgerechnet diejenigen bestäti-
gen, die ohnehin sehr skeptisch gegen-
über Parteien sind und siemehr oder
minder füüf r überfllf üssig halten?

Nein, aber wir müssen nach anderen We-
gen suchen. Das ist auchmeine Aufgabe. Je-
der Bürger, dafüüf r werbe ich stets, jeder Bür-
ger hat die Möglichkeit, sich einzumi-
schen. Ich sage jedem, der behauptet, das
ginge nicht, dass dies nur eine Ausrede ist.

Aber treiben Sie damit nicht auch einen
Keil hinein – zwiiw schen „denen da in der
Partei“ und denMenschen vor Ort?

Nein, das ist genau die Diskussion, die wir

immer haben, wenn jemand irgendwie
nicht in die Zeit passt. Ich werbe füüf r Diffff e-
renzierung und füüf r eine klare Debatte. Ich
behaupte auch nicht, dass ich recht habe.
Auch nicht, dass ich alles richtig mache.
Aber ich behaupte, dass wir keinen ver-
nünfttf igen Diskurs haben und dass es sich
ziemlich viele Leute in diesem Land ziem-
lich einfach machen. Da gehören die Bür-
ger dazu, da gehört aber auch die Politik da-
zu. Wir müssen an einen Tisch, und die Sa-
chen müssen auf den Tisch. Das ist mein
Weg, darauf aufmerksam zu machen. Das
istmir auch nicht leicht gefallen, weißGott
nicht. Wenn das meine Möglichkeit ist,
mich dann auch freier äußern zu können,
ohne Rücksichtnahme auf rechts oder
links, dann ist es eben so. Ich habe mich
nicht zurückgezogen, ich trolle mich nicht
beleidigt hinten raus und mache nichts
mehr. Das stimmt ja alles nicht. Ich sage
nur: Wir befiif nden uns im Stillstand, doch
wirmüssen imVorwwr ärts bleiben.

Waruur m haben Sie nicht versucht, die
SPD von innen heraus zu verändern?

Das habe ich versucht.

…aber sind nicht gehört worden?
Offff ensichtlich war ich mit der Ansicht der
Dinge ziemlich alleine. Oder wir hatten
nicht die Krafttf , das durchzusetzen.

Aber wer nicht in einer Partei ist,
hat der es nicht noch viel schwerer,
etwwt as zu bewegen?

Wennmir das jähe Ende unseres Coviiv d-Mo-
dellprojekts eine Sache beigebracht hat,
dann ist es, dass wir ein großes Problem ha-
ben, uns hinter eine Sache zu stellen. Und
zwar ohne ideologisch in Konfllf ikt zu gera-
ten und damit alles zu gefääf hrden. Was ich
mir jetzt wüüw nsche, dass wir eine Plattform
fiif nden, die sich entideologisiert und pro-
blembezogen in eine Diskussion begibt.
Wir müssen die Menschen wieder mehr
miteinbeziehen, sie begeistern.

In eine Partei einzutreten, kommt
füüf r Sie nicht mehr infrage?

Das will ich nicht sagen. Ich bin ja eigent-
lich Anhänger des Parteiensystems. Ich
glaube auch, dass es zur repräsentativen
Demokratie keine AllA ternative gibt. Darum
geht es mir gar nicht. Aber in den letzten
15 Jahren hat sich das Leben der Menschen
so dramatisch verändert – auch durch die
Digitalisierung – und in dieser Situation er-
scheint mir der Parteien-Apparat momen-
tan wie ein Stein. Darum: ein klares Ja zur
repräsentativen Demokratie und zu Partei-
en, ich wüüw sste nicht, wie es anders gehen
sollte. Aber auch ein klares Ja zu einerwirk-
lich offff enen Diskussion, wie man diese In-
strumente in die Zeit bringt.

Haben Sie schon eine Idee, wiiw e das kon-
kret aussehen könnte?

Ich habe in den vergangenen Jahren viiv ele
Gespräche gefüüf hrt, viiv ele Kontakte ge-
knüpfttf zu ganz unterschiedlichen Men-
schen, aus vielen politischen Lagern. Der
kleinste gemeinsame Nenner all dieser
Menschen ist die Sorge, dass die Gesell-
schafttf auseinanderdrifttf et. Das ist doch
schonmal ein Anfang.

Bekommt das Modellprojekt in Auguug s-
tusburg nochmal eine Chance?

Das habe ich heute bei der Landesregie-
rung beantragt. Wir wollen weitermachen,
sobald esmöglich ist.

Interview: Annette Binninger

Nahbar und bürgerfreundlich will Dirk Neubauer sein. Doch mit seiner oft sponta-
nen Art eckt er politisch auch immer wieder mal gerne an. Foto: picture alliance/dpa

„So zu tun, als wäre
alles gut, das ist
nicht mein Ding“

Raus aus der SPD – der Bürgermeister von
Augustusburg, Dirk Neubauer, über seinen
Austritt und seine Sorge, die dahintersteckt.

Wie schnell die Zeit vergeht: Neun Jahre ist
es her, seit die Stadt Görlitz im Jahr 2012 ih-
re Bewerbung eingereicht hat, um mit den
Hallenhäusern auf die Unesco-Weltkultur-
erbeliste zu kommen. Geklappt hat es da-
mals nicht. Aber es war knapp. „Unsere Be-
werbung wuuw rde damals nicht abgewiesen,
sondern nur zurückgestellt“, erklärte Bau-
bürgermeister Michael Wieler kürzlich im
Stadtrat. Die Bewerbung sei guug t gewesen,
aber der Juryyr erschien es damals, als ob sich
Görlitz zu stark auf den Bautyyt ppy us des Hal-
lenhauses konzentriert.

Darauf aufbbf auend hat die Stadt die Be-
werbung überarbeitet. „Wir werden sie in
den nächsten Wochen dem Freistaat über-
geben“, sagt Wieler. AllA lerdings müsse sich
Görlitz dort nicht mehr behaupten: „Weil
unsere Bewerbung damals nur zurückge-
stellt wuuw rde, sind wir jetzt auf Bundesebe-
ne schon als Bewerber gesetzt.“

Damit es diesmal wirklich gelingt,
macht Görlitz einiges anders als 2012. Neu
ist vor allem die Unterstützung durch den
englischen Welterbe-Experten Barryyr Gam-
ble, den die Stadt im Jahr 2019 als Fach-
mann engagiert hat und der seitdemmehr-
fach in Görlitz war. Gamble hat große Er-
fahrungen dabei, Orte oder Gebäude auf
die Unesco-Liste zu bekommen.

Görlitz ist seine zwölfttf e Welterbe-Be-
werbung, sagt Wieler: „Bisher hat er eine
Erfolgsquote von 100 Prozent.“ Inhaltlich
geht der Fokus zwar weiter auf die Hallen-
häuser, aber nicht mehr ausschließlich.
Stattdessen konzentriert sich Görlitz auf
seine Rolle als mittelalterliche Handels-
stadt. „Die Bewerbung ist wesentlich kom-
plexer, sie stellt das Handelswesen in der
frühenNeuzeit dar“, soWieler.

Auch der weitere Zeitplan in RiiR chtung
Unesco-Welterbe steht. Der Freistaat reicht
die Görlitzer Bewerbung im Oktober bei
der Kultusministerkonferenz ein. Diese
setzt dann eine Fachjuryyr ein. Für Dezember
2022 wird der Abschlussbericht des Fach-
beirates erwwr artet, füüf r Oktober 2023 der Be-
schluss der Kultusministerkonferenz. Im
Januar 2024 soll schließlich die Tentativlis-
te bei der Unesco eingereicht werden. Vori-
ges Mal standen etwa zehn Orte auf der Lis-
te, von denen die Unesco im Schnitt einen
pro Jahr in die Welterbeliste aufgenom-
menhat.

Görlitz wagt
neuen Anlauf
fürs Welterbe

Die Stadt reicht demnächst eine
überarbeitete Bewerbung ein.
Auch der weitere Zeitplan steht.

Von Ingo Kramer

Dieses Foto ist eines von 20, die Gör-
litz für die vorherige Welterbe-Be-
werbung eingereicht hat. Foto: Ulrich Schwarz

Der Streit um die neue Missbrauchsord-
nung zwischen dem Erzbistum Freiburg
und dem Dresdner Bischof Heinrich Tim-
merevers wirfttf immer mehr Fragen auf.
Nach Recherchen der SZ und der Badischen
Zeitung zum Fall einer Frau aus Sachsen
hat sich nun eine Interessenvertretung von
Missbrauchsopfern im kirchlichen Kontext
zuWort gemeldet.

Der Umgang mit dem Fall zeige, dass
Freiburg grundlegende Prinzipien derMiss-
brauchsordnung der Deutschen Bischofs-
konferenz (DBK) nicht verstanden habe
oder nicht verstehen wolle, so die Betroffff e-
nen-Initiative Süddeutschland. Formalju-
ristische Fragen dienten dazu, vom Leid der
Betroffff enen abzulenken. „Das ist der tyyt ppy i-
sche Umgang der Kirche,man schaut allein
auf den Ruf der Kirche, und was das mit
den Betroffff enenmacht, spielt keine Rolle“,
sagt eine Sprecherin. „Es wird versucht, die

Betroffff ene zu diskreditieren, indem ihr Lü-
gen vorgeworfenwerden.“

Der Dresdner Bischof hat zwei Mön-
chen des Pallottiner-Ordens nach einer Un-
tersuchung gemäß der seit 2020 geltenden
Missbrauchsordnung den Seelsorgedienst
in seinemBistumuntersagt. Einer derMön-
che soll 1990 eine damals 22-jährige Frau
aus Sachsen missbraucht, der andere den
Missbrauch gedeckt haben. Die Vorwwr üüw rfe
seien glaubhafttf undwahrscheinlich, urteilt
Timmerevers. Freiburgs Erzbischof Ste-
phan Burger hält dagegen: Die Vorwwr üüw rfe
seien „nicht bewiesen oder plausibilisiert“.
Das Erzbistum Freiburg betonte nun aber-

mals, dass sich die Vorwwr üüw rfe gegen die bei-
den Patres kirchenrechtlich nicht erhärten
ließen, weil der beschuldigte Pater als an-
gehender Mönch kein Kleriker gewesen
sei. Es sei „zweifelhafttf , ob es sich bei der Be-
troffff enen um eine Schutzbefohlene“ ge-
handelt habe. Freiburg verwwr eist unter an-
derem auf das damalige AllA ter der Frau.

Diese Darstellung arguug mentiert nurmit
dem römischen Kirchenrecht und lässt die
Missbrauchsordnung der DBK außer Acht.
Die Glaubenskongregation in Rom hat sich
deshalb füüf r unzuständig erklärt und somit
Timmerevers und die deutschen Bischöfe
in ihrer Verantwwt ortung bestätigt. Die Kle-

ruskongregation hat dieWirkung eines kir-
chenrechtlichen Dekrets aus Dresden vor-
erst ausgesetzt, nicht aber die eigentliche
Verfüüf guug ng nach der Missbrauchsordnung.
Eine Grundsatzentscheidung aus dem Vati-
kan gibt es bislang nicht.

Weil die staatsanwaltlichen Ermittlun-
gen eingestellt worden seien, so Freiburg
weiter, habe es auch keine strafrechtliche
Grundlage gegen die beschuldigten Patres
gegeben. ÄhhÄ nlich äußert sich die Leitung
des Pallottiner-Ordens. Es sei „noch nicht
einmal Anklage erhoben worden“, so der
Orden. Es gelte die Unschuldsvermutung.

Der Dresdner Bischof hatte Anzeige we-
gen Missbrauchs erstattet. Die Staatsan-
waltschafttf konkretisierte die Schilderun-
gen der Betroffff enen zu: Nötiguug ng und Ver-
gewaltiguug ng. ÜbbÜ er Schuldfragen ist damit
aber nichts entschieden. Was Freiburg und
die Pallottiner jedoch bisher nicht erwwr äh-
nen: Die Staatsanwaltschafttf hat die Ermitt-
lungen nur deshalb eingestellt, weil die Tat
2017 verjährt ist und damit nichtmehr ver-
folgt werden kann. Zusätzlich hatte die Be-
hörde eine Mitteilung mit den Vorwwr üüw rfen
an das Dresdner Bistum verschickt, die in
bestimmten Fällen üblich ist.

Inzwischen hat der Anwalt der betroffff e-
nen Frau in einem Brief an Freiburg gefor-
dert, dass das Erzbistum Fehler in seinen
Erklärungen zu dem Missbrauchsfall öf-

fentlich richtigstellt. Der Brief liegt der Re-
daktion vor. Freiburg hatte etwwt a behaup-
tet, die Betroffff ene habe Angebote erhalten
wie eine telefonische psychologische Un-
terstützung. Dies sei falsch, so der Anwalt.
Die Frau sei nur zum Antrag auf Anerken-
nung ihres Leids befragtworden.

Auch hatte das Erzbistummehrfach be-
hauptet, dass die Kanzlei der Freiburger
Missbrauchsbeaufttf ragten keine weiteren
Unterlagen vom Bistum Dresden-Meißen
erhalten habe, die Glaubwüüw rdigkeit und
Plausibilität der Vorwwr üüw rfe belegen könnten
– wie fachärztliche Gutachten und Polizei-
protokolle. Dresden zufolge seien die nöti-
genUnterlagen versandtworden.

Am Mittwwt ochabend ruderte Freiburg
ein stückwwk eit zurück. Nach erneuter Prü-
fuuf ng „konnte heute“ eine E-Mail vom
17.7.2020 gefuuf nden werden, so das Erzbis-
tum. Freiburgwerde den Fall erneut prüfen
und ihm nachgehen, sofern es neue, verän-
derte Hinweise oder Informationen gibt.

Von der Betroffff enen-Initiative heißt es:
„Dass man die Plausibilität der Vorwwr üüw rfe
von Betroffff enen nach Belieben immer wie-
der prüfttf , ist ungeheuerlich.“ Jedes Mal sei
das wieder eine seelische Belastung. „Man
sollte meinen, dass die Kirche begriffff en
hat, dass diese Art von Diskreditierung mit
das Schlimmste ist, wasMissbrauchsbetrof-
fenen passieren kann“, so die Sprecherin.

„Was das mit den Betroffenen macht, spielt keine Rolle“
Im Streit der Bischöfe
von Dresden und Freiburg
um einen Missbrauchsfall
schalten sich nun ein Anwalt
und eine Opfer-Initiative ein.

Von Jens Schmitz, Tobias Wolf
und Ulrich Wolf

Weiße Leinenge-
wänder gehören
zur Ausstattung
der Pallottiner-
Mönche. Foto: KNA


